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GR Kompostlagerplatz

gesamt: ca. 5130 m²
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Vorhabensbezogener Bebaungsplan
"Kompostlagerplatz - Dienstleitungsbetrieb

Würsig GmbH"
Satzung

 Vorhaben- und Erschließungsplan als Vorhabenbezogener
Bebauungsplan in der  Planfassung 17.02.2022
 mit redaktionellen Änderungen vom 11.08.2022

06.09.2022
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nr.52 (710x420), A=0.30m²

Legende
Planzeichen gemäß Planzeichenverordnung - PlanZV

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 und Abs. 2 - BauGB)

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, § 19 BauNVO)

Grundfläche

Abwasserbeseitigung sowie Abfallentsorgung
(§ 9 Abs.1 Nr.14 und Abs.6 BauGB)

Ablagerung, Kompostlagerplatz

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 

Flurstücksgrenzen mit Flurstücksnummer

Gemarkungsgrenze mit Gemarkungsname

Gebäudebestand außerhalb des Plangebietes

GR

Bestand Medien:
                        Telekom-Kabel
                        Telekom-Kabel (Hinweis auf Gefährdung durch Fremdeinspeisung)

Telekom-Rohr
     E-Kabel MS

Telekom Telekom Telekom

Telekom Telekom Telekom

MS MS MS

Die Bestandsangeben dienen nur zur Information

Abwasser (Sammelgrube)

Teil A - Planzeichnung
Vorhaben- und Erschließungsplan als
vorhabenbezogener Bebauungsplan

Planunterlage

private Grünflächen

Grünflächen
(§ 9 Abs.1 Nr.15 BauGB)

Abfallsammelpunkt

sonstige Weise einer baulichen Nutzung mit
Zweckbestimmung "Kompostlagerplatz -
Dienstleistungsbetrieb Würsig GmbH"

Flächen unterschiedlicher Nutzungen
des Kompostlagerplatzes

Flächen für Ablagerungen,

des Bebauungsplanes

Bestandsflächen des
Dienstleistungsbetriebs Würsig GmbH

                    Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung,˜ ˜ ˜

6. Verkehrsflächen
(§9 Abs.1 Nr. 11 und Abs.6 - BauGB)

private Erschließungsstraße

Lage im Gebiet

Gebäudebestand des Plangebietes B1 - B4

unmaßstäblich

(außerhalb des Geltungsbereiches)

Meter
1:1000
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Satzung
der Gemeinde Dürrhennersdorf

über den
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan

„Kompostlagerplatz - Dienstleistungsbetrieb Würsig GmbH“

Aufgrund § 10 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 9
des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353) geändert worden ist, wird nach Beschlussfassung der Gemeinde Dürrhennersdorf vom
……..........…. folgende Satzung über den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Kompostlagerplatz - Dienstleistungsbetrieb Würsig GmbH“

bestehend aus

Teil A  Planzeichnung (Vorhaben- und Erschließungsplan

             als vorhabenbezogener Bebauungsplan) vom …….........…….

Teil B  Textliche Festsetzung vom …….........…….

erlassen.

Teil B - Textliche Festsetzungen

I Planungsrechtliche Festsetzungen
1 Rechtsgrundlagen

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 9 des
Gesetzes vom  20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353) geändert worden ist

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.
November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember
1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist

- Sächsische Bauordnung (SächsBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Mai 2016 (SächsGVBl. S. 186), die zuletzt durch das Gesetz
vom 1. Juni 2022 (SächsGVBl. S. 366) geändert worden ist.

2 Räumlicher Geltungsbereich
Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 14.500 m² und beinhaltet folgende Flurstücke:

- Gemarkung Dürrhennersdorf Flurstück 1168/6

- Gemarkung Dürrhennersdorf Flurstück 1168/5

- Gemarkung Dürrhennersdorf Flurstück 1168/4

Der Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt:

- im Norden durch das Betriebsgelände Dienstleistungsbetrieb Würsig GmbH auf der Gemarkung Großschweidnitz

- im Osten gewerblich genutzte Flächen

- im Süden und Westen durch landwirtschaftlich genutzte Flächen

Die Zufahrt zum Plangebiet erfolgt über die S148 (öffentliche Straße) sowie die Privatstraße der BayWa GmbH auf den Flurstücken 1168/2, 195/11,
1218/10.

Der Geltungsbereich geht aus der Planzeichnung, Maßstab 1:1000 hervor.

3 Art der baulichen Nutzung
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2

Die bauliche Nutzung im Plangebiet wird auf sonstige Weise mit der Zweckbestimmung „„Kompostlagerplatz - Dienstleistungsbetrieb Würsig
GmbH“ festgesetzt.

Im Plangebiet sind ausschließlich bauliche und sonstige Nutzungen zulässig, die dem Betrieb des Gewerbebetriebes der Dienstleistungsbetrieb
Würsig GmbH dienen und die den Betrieb des Kompostlagerplatzes ermöglichen:

- Kompostlagerplatz

- Bestandsgebäude der Dienstleistungsbetrieb Würsig GmbH

Auf der Fläche des geplanten Kompostlagerplatz sind folgende Nutzungen vorgesehen:

- Fläche für Anlieferung des Fertigkomposts und von Grünschnitt

- Kompostierfläche mit einer Fläche für Schreddern/Rottefläche Grünschnitt sowie der Lagerfläche für Fertigkompost

- Stationäre Siebanlage mit Überdachung

4 Maß der baulichen Nutzung
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 19 BauNVO

Das Maß der baulichen Nutzung ist im Plan durch Angabe der Grundfläche des Kompostlagerplatzes festgesetzt.

Die Grundfläche des Lageplatzes innerhalb des Gewerbegebietes beträgt ca. 5130 m².

Überschreitungen in geringfügigem Maß sind zulässig.

5 Flächen für Ablagerung, Abwasserbeseitigung, Abfallentsorgung
§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und Abs. 6 BauGB

Im Plangebiet befindet sich der Kompostlagerplatz als Fläche für Ablagerungen (Fertigkompost, Grünschnitt). Des Weiteren beinhaltet das Gebiet
eine Abwassersammelgrube sowie eine Fläche für die öffentliche Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises Görlitz (Anschlusszwang).

6 Flächen für Versorgungsanlagen und Leitungsrecht
§ 9 Abs. 1 Nr. 13 und Nr. 21 BauGB

Leitungstrassen zur Ver- und Entsorgung der Grundstücke sind im Bereich öffentlicher Grundstücke zu führen. Wenn Ver- und
Entsorgungsleitungen in nicht öffentlichen Grundstücken verlegt werden, muss ein Gestattungsvertrag abgeschlossen werden und es ist eine
Beschränkt Öffentliche Dienstbarkeit zu Gunsten des Leitungseigentümers in das Grundbuch einzutragen. Die Eintragung erfolgt ohne die Zahlung
einer Entschädigung und zu Lasten des Grundstückeigentümers (Erschließungsträgers).

7 Grünordnerische Festsetzungen
§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Die privaten Grünflächen im Plangebiet sind landschaftsgerecht zu gestalten und dauerhaft zu pflegen, soweit sie nicht für notwendige Zwecke
beansprucht werden. Zu diesen notwendigen Zwecken zählen Zugänge zum Baugrundstück, Zufahrten zu Stellplätzen sowie Nebenanlagen im
Sinne des § 14 BauNVO.

II Hinweise

(1) Im Geltungsbereich des Vorhabens befinden sich Grenz- und eventuell Vermessungspunkte mit deren Abmarkungen.

Das Amt für Vermessung und Flurneuordnung weist darauf hin, dass gemäß § 6 Abs. 1 des Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen
und das Liegenschaftskataster im Freistaat Sachsen (Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz − SächsVermKatG) vom 29. Januar
2008 (SächsGVBl. S. 148), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Februar 2021 (SächsGVBl. S. 242) geändert worden ist,
Handlungen, welche die Erkennbarkeit oder Verwendbarkeit von Vermessungs- und Grenzmarken beeinträchtigen können, zu unterlassen
sind. Bei Gefahr einer Veränderung, Beschädigung oder Entfernung von Vermessungs- oder Grenzmarken besteht gemäß § 6 Abs. 2
SächsVermKatG Sicherungspflicht für diese Marken.

Das unbefugte Einbringen, Verändern, Entfernen oder das Beeinträchtigen der Verwendbarkeit von Vermessungs- oder Grenzmarken ist eine
Ordnungswidrigkeit und kann mit einer Geldbuße von bis zu 25.000 Euro geahndet werden (vgl. § 27 Abs. 1 − 3 SächsVermKatG).

Grenzpunkte und Flurstücksgrenzen können untergehen und Abmarkungen können wegfallen, wenn aus mehreren, zusammenhängenden
Flurstücken eines Grundstückes ein neues, flächenmäßig größeres Flurstück durch Verschmelzung gebildet wird. (Hinweis: Eintragungen im
Grundbuch dürfen der Verschmelzung nicht entgegenstehen. Die Zustimmung des Grundstückseigentümers ist erforderlich. Die
Verschmelzung ist kostenfrei.

Im Baugenehmigungs- oder anderen Genehmigungsverfahren sind die Bauherren (Grundstückseigentümer, Inhaber grundstücksgleicher
Rechte) darauf hinzuweisen, dass bei einem Abriss, einem Neubau oder einer wesentlichen Veränderung eines Gebäudes sowie einer
veränderten Nutzung eines Flurstücks die Aufnahme des veränderten Zustandes in das Liegenschaftskataster auf eigene Kosten zu
veranlassen (vgl. § 6 Abs. 3 SächsVermKatG) ist.

(2) Auf die Anzeigepflicht gemäß § 13 Abs. 3 SächsKrWBodSchG von im Rahmen der Baumaßnahme bekannt gewordenen oder verursachten
schädlichen Bodenveränderungen oder Altlasten wird hingewiesen. Nach § 202 BauGB ist der Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten
und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.

Zwischenlager von Böden sind als trapezförmige Mieten bei einer Höhe von maximal 2 m so anzulegen, dass Erosion und Vernässung bei
Niederschlägen vermieden werden

Für alle Arbeiten im Bereich des durchwurzelbaren Bodens gelten die Vorschriften des BBodSchG und dessen untergesetzlichem Regelwerk.
Die in DIN 18300 formulierten Grundsätze des Bodenschutzes bei Erdarbeiten sind anzuwenden. Das Abschieben des Bodens hat zum Erhalt
der Bodenfunktionen nur im unbedingt erforderlichen Maß zu erfolgen.

Oberboden ist selektiv zu gewinnen, in Bodenmieten unter Beachtung des Erhalts der Bodenqualität zwischenzulagern und im erforderlichen
Umfang für die Wiedernutzbarmachung zu sichern bzw. einer anderen, seiner Wertigkeit entsprechenden Nutzung zuzuführen. Für die
Verwertung von Bodenmaterial ist die DIN 19731 zu beachten.

Eine Beseitigung (Deponierung) von unbelastetem Erdaushub sowie Überschütten mit Aushub- und Baumaterial sind nicht zulässig.
Verunreinigungen der Böden bzw. Bodenmieten mit Abfällen und Schadstoffen sind zu verhindern.

Des Weiteren wird auf die Meldepflicht von Bodenfunden gemäß § 20 SächsDSchG hingewiesen.

(3) Werden im Rahmen der weiteren Planung Untersuchungen mit geologischem Belang (z. B. Baugrundgutachten, Hydrogeologisches Gutachten
hinsichtlich der Versickerungsfähigkeit der Böden) durchgeführt, sind die Ergebnisse gemäß § 15 (Geowissenschaftliche Landesaufnahme) des
Sächsischen Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetzes (SächsKrWBodSchG) dem LfULG zur Verfügung zu stellen.

Es besteht gemäß GeolDG die Pflicht zur Anzeige geologischer Untersuchungen und zur Übermittlung von Nachweisdaten (z. B.
Bohranzeigedaten = Bohranzeigepflicht) an das LfULG (= zuständige Behörde) nach § 8, zur Übermittlung von Fachdaten (z. B. Bohrprofile /
Schichtenverzeichnisse = Bohrergebnismitteilungspflicht) geologischer Untersuchungen nach § 9 und zur Übermittlung von Bewertungsdaten
geologischer Untersuchungen (z. B. Baugrundgutachten / Hydrogeologische Gutachten) nach § 10. Es sind die jeweiligen Fristen einzuhalten.
Für Anzeigen von Bohrungen und geophysikalischen Untersuchungen wird weiterhin das Online-Portal ELBA.SAX
(https://antragsmanagement.sachsen.de/ams/elba) empfohlen.

Verfahrensvermerke:
1. Der Gemeinderat Dürrhennersdorf hat am 04.05.2021 die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Kompostlagerplatz -

Dienstleistungsbetrieb Würsig GmbH“ beschlossen. Die ortsübliche Bekanntmachung des Beschlusses erfolgte am 01.07.2021 im Amtsblatt der
Stadt Neusalza-Spremberg sowie durch Veröffentlichung im Landesportal Sachsen (www.buergerbeteiligung.sachsen.de).

Dürrhennersdorf, den ......................... ..................................................Der Bürgermeister

(Siegel) Unterschrift

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist durch Auslegung des Vorentwurfs vom 12.07.2021 bis 13.08.2021
während der Dienstzeiten der Stadt Neusalza-Spremberg sowie der Gelegenheit zur Erörterung durchgeführt worden. Die ortsübliche
Bekanntmachung erfolgte am 01.07.2021 im Amtsblatt der Stadt Neusalza-Spremberg sowie durch Veröffentlichung im Landesportal Sachsen
(www.buergerbeteiligung.sachsen.de).

Dürrhennersdorf, den ......................... ..................................................Der Bürgermeister

(Siegel) Unterschrift

3. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom
24.06.2021 zur Abgabe einer Stellungnahme vom 28.06.2021 bis 30.07.2021 aufgefordert.

Dürrhennersdorf, den ......................... ..................................................Der Bürgermeister

(Siegel) Unterschrift

4. Der Gemeinderat Dürrhennersdorf hat am 05.04.2022 den Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gebilligt und den Entwurf des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den Textlichen Festsetzungen (Teil B) sowie der
Begründung und Umweltbericht zur Auslegung bestimmt. Die ortsübliche Bekanntmachung des Beschlusses erfolgte über eine Veröffentlichung
im Amtsblatt der Stadt Neusalza-Spremberg am 03.05.2022 sowie durch Veröffentlichung im Landesportal Sachsen
(www.buergerbeteiligung.sachsen.de).

Dürrhennersdorf, den ......................... ..................................................Der Bürgermeister

(Siegel) Unterschrift

5. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom
10.05.2022 zur Abgabe einer Stellungnahme vom 11.05.2022 bis zum 18.06.2022 aufgefordert.

Dürrhennersdorf, den ......................... ..................................................Der Bürgermeister

(Siegel) Unterschrift

6. Die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB erfolgte durch Auslegung des Entwurfes bestehend aus Planzeichnung (Teil A) und
den Textlichen Festsetzungen (Teil B) sowie die Begründung, Umweltbericht und umweltbezogene Stellungnahmen vom 11.05.2022 bis
18.06.2022 während der Dienstzeiten der Stadt Neusalza-Spremberg.

Die Öffentlichkeitsbeteiligung ist mit dem Hinweis, dass während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift Bedenken
und Anregungen vorgebracht werden können, am 03.05.2022 im Amtsblatt der Stadt Neusalza-Spremberg sowie durch Veröffentlichung im
Landesportal Sachsen (www.buergerbeteiligung.sachsen.de) ortsüblich bekanntgemacht worden.

Dürrhennersdorf, den ......................... ..................................................Der Bürgermeister

(Siegel) Unterschrift

7. Der Gemeinderat Dürrhennersdorf hat die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sowie die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange am ________________geprüft. Das Ergebnis ist mit Schreiben vom _________________mitgeteilt worden.

Dürrhennersdorf, den ......................... ..................................................Der Bürgermeister

(Siegel) Unterschrift

8. Zum vorhabenbezogene Bebauungsplan wurde ein Durchführungsvertrag gemäß § 12 BauGB zwischen der Gemeinde Dürrhennersdorf und dem
Vorhabenträger geschlossen. Durch den Gemeinderat Dürrhennersdorf wurde er Durchführungsvertrag am _________________beschlossen

Dürrhennersdorf, den ......................... ..................................................Der Bürgermeister

(Siegel) Unterschrift

9. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den Textlichen Festsetzungen (Teil B) in der Planfassung
vom _________________, wurde am _________________vom Gemeinderat Dürrhennersdorf als Satzung beschlossen. Die Begründung und der
Umweltbericht in der Fassung vom _________________ wurde mit Beschluss des Gemeinderates Dürrhennersdorf vom
_________________gebilligt.

Dürrhennersdorf, den ......................... ..................................................Der Bürgermeister

(Siegel) Unterschrift

10. Die Darstellung der Liegenschaftsgrenzen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes entspricht dem katastermäßigen Bestand vom
___________ und gilt nur für Übersichtszwecke. Rechtsansprüche können aus der Darstellung nicht abgeleitet werden.

Löbau, den ......................... ..................................................Amt für Vermessungswesen und 
Flurneuordnung

Amtsleiter/in

(Siegel) Unterschrift

11. Die Satzung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „„Kompostlagerplatz - Dienstleistungsbetrieb Würsig GmbH“ bestehend aus
Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen wird hiermit ausgefertigt.

Dürrhennersdorf, den ......................... ..................................................Der Bürgermeister

(Siegel) Unterschrift

12. Die Satzung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Kompostlagerplatz - Dienstleistungsbetrieb Würsig GmbH“ sowie die Stelle, bei der der
Plan auf Dauer während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am
_________________ im Amtsblatt der Stadt Neusalza-Spremberg sowie durch Veröffentlichung im Landesportal Sachsen
(www.buergerbeteiligung.sachsen.de) ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung
von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit
und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§§ 44) hingewiesen worden. Die Satzung ist am _________________ in Kraft getreten.

Dürrhennersdorf, den ......................... ..................................................Der Bürgermeister

(Siegel) Unterschrift
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